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EO Erwerbsersatzordnung
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
SGB Schweizerischer Gehörlosenverbund
EOG Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Die CVP verlangte zusätzlich zur eigentlichen Mutterschaftsversicherung
Bedarfsleistungen an Familien, die durch eine Mutterschaft in finanzielle Not geraten.
Mit einer Motion forderte die christlichdemokratische Fraktion den Bundesrat auf, ein
diesbezügliches Rahmengesetz auszuarbeiten, welches auf den in einzelnen Kantonen
bereits bestehenden Lösungen aufbaut und Beiträge des Bundes an die Kantone (analog
zu den Ergänzungsleistungen) vorsieht. Der Bundesrat war bereit, die Motion als
Postulat entgegenzunehmen, doch wurde der Vorstoss von der Waadtländer Liberalen
Sandoz bekämpft und seine Diskussion deshalb auf einen späteren Zeitpunkt
verschoben. 1

MOTION
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Dass die Mutterschaftsversicherung angesichts der wenig kompromissbereiten Haltung
aller Beteiligten zur Totgeburt verkommen könnte, motivierte Frauen aus den
bürgerlichen Bundesratsparteien, ein eigenes Modell auszuarbeiten. Demnach würden
alle Mütter während vier Monaten eine Grundleistung von 1500 bis 2000 Fr. pro Monat
erhalten, es sei denn, das steuerbare Haushaltseinkommen übersteige den für die
Leistungen der Unfallversicherung massgebenden Maximalbetrag von 97'200 Fr. Den
erwerbstätigen Frauen sollte der Arbeitgeber während des 16-wöchigen
Mutterschaftsurlaubs 80% des bisherigen Lohnes ausrichten, mindestens aber den
Betrag der Grundleistung. Diese würde - analog der Militärversicherung - aus der
Bundeskasse finanziert, wobei aber auch denkbar wäre, die Einnahmen aus den
Spielkasinos dafür zu verwenden. Die Lohnfortzahlung über die Grundleistung hinaus
sollte hingegen Sache der Arbeitgeber bleiben. Diese Lösung, so argumentierten die
Frauen der drei bürgerlichen Parteien, würde den Mangel beseitigen, dass Hausfrauen
nicht berücksichtigt werden, käme die Arbeitgeber aber kaum teurer zu stehen als die
heutige Lösung. Die SP-Frauen wurden in diese erste Diskussionsrunde nicht
einbezogen. Obgleich sie sich neuen Modellen gegenüber nicht verschliessen wollten,
kritisierten sie doch den ihrer Meinung nach zu geringen Lohnersatz von 80%, da die
meisten Gesamtarbeitsverträge bereits heute 100% vorsehen, allerdings bei
unterschiedlicher Dauer. Da dieses Modell Firmen mit hohem Männerbestand
bevorteilen würde, befürchteten sie zudem negative Auswirkungen für die Frauen auf
dem Arbeitsmarkt. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.1995
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im November 2018 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für eine Änderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschädigung bei längerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund für die Revision des EOG sei eine Rechtslücke bei
der Mutterschaftsentschädigung, da die Mütter bei über dreiwöchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschädigung aufschieben könnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschädigung Leistungen vorsähen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusätzliche Entschädigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kündigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben müssten und die
Mütter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnähmen. Die
Zusatzkosten von jährlich CHF 5.9 Mio. würden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt. 

Bei der Vernehmlassung von März bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, fünf im
eidgenössischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbände beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind – der Zweck des Mutterschaftsurlaubs – auch im Spital geschehen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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könnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht für die Mütter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hätten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, für
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gültigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen für eine Überprüfung durch die Ausgleichskassen anhand der später
entrichteten Beiträge aus, während die SP eine Ausdehnung der Entschädigung auf alle
Frauen unabhängig ihrer Erwerbstätigkeit forderte. Darüber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Lücken im sozialen Netz bezüglich
Mutterschaftsentschädigung schliesse. 3

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die in den letzten Jahren wenig erfolgreiche CVP bekundigte den klaren Willen, ihren
Rang als drittstärkste Partei vor der SVP zu verteidigen und den 1994 begonnenen
parteiinternen Erneuerungsprozess zu vertiefen und zu beschleunigen. Drei
Arbeitsgruppen gingen ans Werk; sie befassten sich mit der Zukunft der Partei (Gruppe
Eugen David), mit der Programmatik (Gruppe Bruno Frick) und mit den eigentlichen
Parteistrukturen (Gruppe Adalbert Durrer). 
Gestützt auf deren Vorarbeit wurden im November an einem Parteitag in Biel
inhaltliche und organisatorische Neuerungen verabschiedet. Programmatisch
präsentierte sich die CVP als jene aktive Gegenkraft zu den Parteien, die die Schweiz
polarisierten und lähmten und betonte ihren Führungsanspruch im politischen
Zentrum. Von der Rolle der Mehrheitsbeschafferin will sie wegkommen und vermehrt
eigenständige Positionen erarbeiten. Im Wirtschaftsbereich reklamierte die CVP
bezüglich der KMU-Politik (kleine und mittlere Unternehmen) die Führungsrolle; sie will
ausserdem zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen einen neuen
«contrat social» initiieren. 
Als zweiten Schwerpunkt nannte die Partei die soziale und familiäre Sicherheit. Die
Delegierten sprachen sich für Kinderzulagen von mindestens 200 CHF pro Monat aus
sowie - gegen den Widerstand des Wirtschaftsflügels - für die Schaffung einer
Mutterschaftsversicherung für Mütter im unteren und mittleren Einkommensbereich.
Diese soll ohne zusätzliche Lohnprozente über die Erwerbsersatzordnung finanziert
werden. Andererseits sprach sich die CVP für eine Stabilisierung der schweizerischen
Sozialleistungsquote auf dem heutigen Niveau aus. Ein allfälliger Ausbau einzelner
Sozialwerke müsste folglich bei anderen kompensiert werden. Ihre Haltung gegenüber
dem europäischen Einigungsprozess will die CVP 1997 endgültig klären.

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1996
EVA MÜLLER

Die CVP sprach sich für eine Stabilisierung der Sozialleistungsquote auf dem heutigen
Niveau und - wie die FDP - für einen Umbau des Sozialversicherungssystems aus.
Gemäss CVP müssen sich die Sozialwerke künftig auf die Deckung der
Grundbedürfnisse ausrichten, dafür könnten noch bestehende Lücken wie die
Mutterschaftsversicherung und die Vereinheitlichung der Familienzulagen geschlossen
werden. Um soziale Umverteilungen einfacher realisieren zu können, schlug sie die
Schaffung eines einzigen Fonds zur Finanzierung aller Sozialversicherungszweige vor,
der durch Verbrauchssteuern wie die künftige Spielbankensteuer, eine Energiesteuer
oder andere Lenkungsabgaben zusätzlich alimentiert werden soll. Die Erhebung
weiterer Lohnprozente lehnte sie ab. Bei der AHV regte die CVP den Übergang zu einer
einkommensunabhängigen Einheitsrente an. Für die Arbeitslosenversicherung soll ein
Zwei-Säulen-Konzept geprüft werden, das die Grundsicherung (Minimalrente) klar von
Ergänzungsleistungen zur Beibehaltung des Lebensstandards trennt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.07.1997
EVA MÜLLER

Wenig umstritten war hingegen in der CVP die von den beiden anderen bürgerlichen
Regierungsparteien bekämpfte Mutterschaftsversicherung. Die
Delegiertenversammlung vom Mai in Sion beschloss mit 167:10 Stimmen die Ja-Parole.
Nur gerade eine Kantonalpartei entschied sich gegen die Mutterschaftsversicherung.
Umso grösser war in der CVP die Enttäuschung über das Verdikt des Volkes: Am
deutlichsten abgelehnt wurde die Vorlage in den Hochburgen der CVP. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.05.1999
DANIEL BRÄNDLI
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An ihrer Delegiertenversammlung in Genf präsentierte sich die CVP als Partei der
Familien: Einstimmig und ohne Enthaltung hiess sie einen bezahlten Urlaub für
erwerbstätige Mütter gut, obwohl das Parlament die Vorlage zur
Mutterschaftsversicherung noch nicht zu Ende beraten hatte; die Stellungnahme war als
Antwort auf die Referendumsdrohung der SVP gedacht. Im Hinblick auf die
eidgenössischen Wahlen vom Herbst warb Parteipräsident Philipp Stähelin in seiner
Rede „Nachwuchs fördern heisst Renten sichern“ dafür, der Familienpolitik einen
neuen Stellenwert einzuräumen. 6

WAHLEN
DATUM: 27.08.2003
MAGDALENA BERNATH

1) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 1900 f; Soziale Sicherheit, 1995, Nr. 1, S. 23 ff.
2) Ww, 23.3.95; NQ, 29.3.95; TA, 5.4.95; WoZ, 14.4.95; NZZ, 19.4.95; LZ, 26.5.95.
3) BBl 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
4) CVP-Positionspapier (1997). Zukunft der sozialen Sicherheit in der Schweiz; NZZ und SGT, 5.7.97
5) SoZ, 9.5.99; Presse vom 10.5.99
6) Presse vom 25.8.03; BZ, 27.8.03.
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